
Verwaltungsvorschrift des Wirtschaftsministeriums zu Änderung und Weitergeltung 
der Verwaltungsvorschrift über die Brandverhütungsschau 

(VwV- Brandverhütungsschau) 
Vom 21. November 1997 (GABl. S. 689) 

 
 
Die Verwaltungsvorschrift des Wirtschaftsministeriums über die Brandverhütungsschau (VwV Brandverhütungs-
schau) vom 1. Mai 1990 (GABl. S.246), geändert durch Verwaltungsvorschrift vom 21. November 1997 (GABl. 
S.689), tritt auf Grund der Bereinigungsverordnung vom 16. Dezember 1981 (GABl. 1982 S.14) geändert durch 
Bekanntmachung des Innenministeriums vom 8. Januar 1997 (GABl. S.74), 
mit Ablauf des 31. Dezember 2004 außer Kraft. 
Die Verwaltungsvorschrift wird mit Datum vom 10. Dezember 2004 hiermit (mit eingearbeiteten Änderungen)  
mit Wirkung vom 1. Januar 2005 neu erlassen:   
 
 

1  Ziel der Brandverhütungsschau 
 
1.1       Die Brandverhütungsschau dient der vor-

beugenden Abwehr von Gefahren, die 
durch einen Brand entstehen können. Sie 
ist daher, soweit sich aus Nummer 3 nichts 
anderes ergibt, in allen baulichen Anlagen 
und Räumen durchzuführen, die wegen ih-
rer baulichen Beschaffenheit oder Nutzung 
in erhöhtem Maße brandgefährdet sind 
oder in denen bei Ausbruch eines Brandes 
eine größere Zahl von Personen gefährdet 
werden kann. 

 
1.2       Bei der Brandverhütungsschau ist festzus-

tellen, ob der Entstehung und Ausbreitung 
von Schadenfeuer im Interesse der Ab-
wendung von Gefahren für Leben und Ge-
sundheit in ausreichendem Maße vorge-
beugt wird und bei einem Brand wirksame 
Lösch- und Rettungsarbeiten möglich sind 
(§ 15 Abs. 1 der Landesbauordnung - 
LBO). So ist festzustellen, ob 

 

1.2.1    wegen baulicher oder anderer Mängel die 
Gefahr von Bränden besteht, 

 
 

1.2.2    durch die Art der Nutzung die Gefahr von 
Bränden besteht, 

 

1.2.3    brennbare Stoffe in solchen Umfang oder 
derart gelagert werden, dass die Gefahr 
von Bränden besteht, 

 

1.2.4    die erforderlichen Brandabschnitte vor-
handen sind und ob sie sich in vor-
schriftsmäßigem Zustand befinden, 

 

1.2.5    die erforderlichen Rettungswege vorhan-
den sind und sicher benutzt werden kön-
nen, 

 

1.2.6    die erforderlichen Löschmittel, Löschgerä-
te und - anlagen sowie Feuermeldeeinrich-
tungen und Rauchabzugsanlagen vorhan-
den und einsatzfähig sind, 

 

1.2.7    die Flächen für die Feuerwehr in erforder-
lichem Umfang vorhanden und nutzbar 
sind, 

 

1.2.8    die Löschwasserversorgung ausreichend 
ist, 

 

1.2.9    Maßnahmen zur Löschwasserrückhaltung 
erforderlich sind, 

 

1.2.10  Feuerwehreinsatzpläne, soweit erforder-
lich, vorhanden sind. 

 
 
 
2 Der Brandverhütungsschau unterliegen-

de Anlagen 
 
Bauliche Anlagen und Räume, in denen eine 
Brandverhütungsschau durchzuführen ist, sind 
 
2.1    Hochhäuser, 
 

2.2    Krankenanstalten, Entbindungs- und Säug-
lingsheime, 

 

2.3    Altenheime, Altenwohnheime und Altenpfle-
geheime, 

 

2.4    Beherbergungsbetriebe mit mehr als 20 
Gastzimmern, ausgenommen Gebäude ge-
ringer Höhe (§ 2 Abs. 5 LBO), 

 

2.5    Schulen, ausgenommen Gebäude geringer 
Höhe, 

 

2.6    Kindergärten, Kinderheime und Kinderta-
gesstätten, ausgenommen Gebäude gerin-
ger Höhe, 

 

2.7    in Untergeschossen liegende Verkaufsräu-
me, Gaststätten, Vergnügungsstätten, 

 

2.8    Verkaufsstätten mit mehr als 1000 m2 Nutz-
fläche, 

 

2.9    Tagesstätten, Werkstätten und Heime für 
Behinderte, 

 

2.10  Versammlungsstätten im Sinne der Ver-
sammlungsstättenverordnung, Discotheken, 

 

2.11  geschlossene Großgaragen im Sinne der 
Garagenverordnung, 

 

2.12  Gewerbebetriebe, in denen feuer- oder ex-
plosionsgefährliche Stoffe hergestellt oder 
verarbeitet werden, 

 



2.13  Lagerräume und Lagerplätze mit mehr als 
1000 m 2 Nutzfläche zur Lagerung brennba-
rer Stoffe, 

 

2.14  Gewerbliche Anlagen, in denen Stoffe gela-
gert, abgefüllt, umgeschlagen, hergestellt, 
verarbeitet oder verwendet werden, von de-
nen im Brandfall Gefahren für die Umwelt 
ausgehen können. 

 

2.15  Vollzugsanstalten 
 

2.16  Institutsgebäude von Hochschulen 
 

2.17  sonstige bauliche Anlagen und Räume, die 
einen vergleichbaren Gefährdungsgrad wie 
die Nummern 2.1 bis 2.16 aufweisen. 

 
 
3 Der Brandverhütungsschau nicht unter-

liegende Anlagen 
 

Abweichend von Nummer 2 ist eine Brandverhü-
tungsschau nicht erforderlich, wenn davon ausge-
gangen werden muss, dass die erforderliche Si-
cherheit der Anlagen durch den Betreiber gewähr-
leistet wird. Zu diesen Anlagen zählen: 

 
3.1    Bauliche Anlagen des Bundes, 
 

3.2    oberirdische Gebäude, die der Aufsicht der 
Bergbehörden unterliegen (§ 1 Abs. 2 Nr. 3 
LBO), 

 
 
4      Durchführung der Brandverhütungsschau  
 
4.1  Die Brandverhütungsschau ist eine unverzich-

tbare Aufgabe der unteren Baurechtsbehörde 
(§ 47 Abs. 1 LBO). Zur Erfüllung dieser Aufga-
be können Sachverständige herangezogen 
werden (§ 47 Abs. 2 LBO), die an der Brand-
verhütungsschau teilnehmen oder diese im 
Auftrag der Baurechtsbehörde durchführen. 
Die Beteiligung eines Sachverständigen ist 
dann erforderlich, wenn kein Angehöriger der 
Behörde die Voraussetzungen nach 4.2 erfüllt. 
Die Durchführung im Auftrag der Baurechts-
behörde ist dann geboten, wenn - die Bau-
rechtsbehörde personell nicht in der Lage ist, 
die Brandverhütungsschau in den vorgesehe-
nen Zeitabständen (vgl. hierzu Nr. 5.1) selbst 
durchzuführen. 

 
4.2  Als Sachverständige kommen in Betracht: 
 

       - Bauverständige nach § 46 Abs. 6 LBO mit 
einer Berufserfahrung von mindestens acht 
Jahren in dieser Tätigkeit, 

 

       - Personen, die mindestens die Befähigung 
für den gehobenen feuerwehrtechnischen 
Dienst haben, mit einer Berufserfahrung von 

mindestens drei Jahren im vorbeugenden 
Brandschutz mit Einsatzdienst sowie Kreis-
brandmeister, die den erforderlichen Sach-
verstand haben, 

 

       - Personen, die von einer Industrie- und Han-
delskammer nach § 7 des Gesetzes über die 
Industrie- und Handelskammern in Baden- 
Württemberg als Sachverständige für 
Brandschutz bestellt sind; umfasst die Be-
stellung nur einen Teilbereich des Brand-
schutzes, ist von den erforderlichen Sach-
kenntnissen und Erfahrungen nur für diesen 
Teilbereich auszugehen. 

 

Darüber hinaus kann als Sachverständiger je-
der herangezogen werden, der die notwendige 
Ausbildung, Sachkunde und Erfahrung besitzt. 
In diesem Rahmen entscheidet die Baurechts-
behörde nach ihrem Ermessen, wen sie he-
ranzieht. 

4.3 Wird bei der Durchführung der Brandverhü-
tungsschau der Aufgabenbereich anderer Be-
hörden oder Stellen berührt (z. B. Gewerbe-
aufsicht, Immissionsschutzbehörden), ist ihnen 
Gelegenheit zu geben, sich an der Brandver-
hütungsschau zu beteiligen. 

 
4.4 Unterliegen bauliche Anlagen und Räume 

nach Nummer 2 auch einer Überprüfung durch 
andere Behörden oder einer Überprüfung im 
Auftrag anderer Behörden (z. B. durch die 
Wasserbehörden/Wasserwirtschaftsämter, 
Immissionsschutzbehörden oder die Gewer-
beaufsichtsämter), sollen diese Überprüfungen 
gemeinsam mit der Brandverhütungsschau 
durchgeführt werden. 

 
4.5 Die Brandverhütungsschau soll gleichzeitig mit 

den von den Baurechtsbehörden vorzuneh-
menden Prüfungen nach der Versamm-
lungsstättenverordnung sowie mit der Feuers-
tättenschau nach dem Schornsteinfegergeset-
zes durchgeführt werden. 

 
4.6 Die Brandverhütungsschau ist bei baulichen 

Anlagen des Landes in enger Abstimmung mit 
der staatlichen Hochbauverwaltung durchzu-
führen. Sie umfasst mindestens die Bereiche, 
die von dieser Verwaltung als problematisch 
benannt werden. 

 
4.7 Auslagen in der tatsächlichen Höhe für Sach-

verständige, die zur brandschutztechnischen 
Prüfung baulicher Anlagen des Landes von 
den Baurechtsbehörden herangezogen wer-
den, trägt das Land. Bescheide sind an das 
zuständige staatliche Liegenschaftsamt zu 
richten. 



5  Termin der Brandverhütungsschau 
 
5.1 Die Brandverhütungsschau ist in Zeitabstän-

den von höchstens fünf Jahren durchzuführen. 
Sie ist in kürzeren Zeitabständen durchzufüh-
ren, wenn es wegen der vorbeugenden Ab-
wehr von Gefahren in bestimmten baulichen 
Anlagen und Räumen geboten erscheint. 

 
5.2 Dem Eigentümer und dem Betreiber der bauli-

chen Anlagen oder Räume soll der Termin der 
Brandverhütungsschau rechtzeitig bekanntge-
geben werden. 

 
 
 

6  Niederschrift 
 
 Über die Brandverhütungsschau ist eine Nie-

derschrift zu fertigen, die die festgestellten 
Mängel enthält. Jedem 

 Beteiligten sowie dem zur Mängelbeseitigung 
Verpflichteten ist eine Ausfertigung zuzuleiten. 

 
 
7  Mängelbeseitigung 
 
 Dem zur Mängelbeseitigung Verpflichteten ist 

für die Beseitigung der festgestellten Mängel 
eine angemessene Frist zu setzen. Die Bau-
rechtsbehörde kann in einer Nachschau über-
prüfen, ob die Mängelbeseitigung erfolgt ist. 

 


